
Bundessozialgericht
- 1 RJ 102/80 -

Verkündet am
47. Februar 1982 I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

‚......OOOOOOOCOI......COODODOOOCOCO0.00.0000000000000.‚

Kläger und Revisionsbeklagter,
Pr°zeßbevollmächtigter:

O......OCO.IOOO......OOCIOCOOOO,

g e g e n

‚O............IOOOOOOOODIOOOO..........OIOOOOOOOCOOQOOO‚

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlungvom 17. Februar 1982

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessc—
zialgerichts Baden—Württemberg vom 5. Juli 1980 wird zurück-

gewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger dessen außergerichtliche Kosten
auch für das Revisionsverfahren zu erstatten.
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Streitig ist ein Anspruch des Klägers auf zeitlich unbeschränkte

Gewährung einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU+Rente).

Der am 27. Februar 1957 geborene Kläger ist jugoslawischer

Staatsangehöriger. Er war seit 1969 in der Bundesrepublik

Deutschland versicherungepflichtig beschäftigt und zuletzt

bis 1976 in einem Autohaus als Hilfsarbeiter (Wagenwäscher)

tätig. 1974 erkrankte er an einem Magenleiden. Dieses führte

im Sommer 1975 zu einer■kilresék■iondes Magens und in der

Folgezeit zu weiteren stationären Behandlungen des Klägers.

Seinen Antrag vom 9. Dezember 1976 auf Bewilligung einer

Versichertenrente wegen Berufsunfähigkeit (BU) oder Erwerbs—

unfähigkeit (EU) lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 15. April

1977 ab. Das Sozialgericht (SG) Freiburg hat unter Abändenung

dieses Bescheides die Beklagte verurteilt, dem Kläger EU-Rente

auf Zeit vom 10. Juni bis 51. Dezember 1977 zu gewähren

(Urteil vom 7. September 1978). Mit seiner Berufung hat der
Kläger begehrt, die Beklagte zu verurteilen, ihm Rente we—

gen EU, hilfsweise wegen BU, ab 1. Dezember 1976 zu gewähren.

Im Zuge der von ihm durchgeführten Sachaufklärung hat das

Landessozialgericht (LSG) Baden—Württemberg ua ein Gutachten

des Leitenden Arztes der Neur010gischen Klinik des Kreiskran-

kenhauses l
, Prof.Dr.K

, vom 26. März 1980 nebst er-

gänzender Stellungnahme vom 19. Juni 1980 eingeholt.

Mit Urteil vom 5. Juli 1980 hat das LSG das Urteil des SG

vom 7. September 1978 mit dem Bescheid vom 45. April 4977
geändert und die Beklagte verurteilt, dem Kläger für die
Zeit vom 10. Juni bis 51. Dezember 1977 EU-Rente auf Zeit

und ab 1. Dezember 1979 EU-Rente zu gewähren. Im übrigen

hat es die Klage abgewiesen und die Berufung zurückgewiesen.

Zur Begründung hat es auSgeführt:
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Nach dem Ergebnis der medizinischen Sachaufklärung sei der

Kläger wegen organischer Erkrankungen lediglich in der Zeit

vom 9. Dezember 1976 bis 51. Dezember 1977 erwerbsunfähig

gewesen. In der Zeit danach habe nach dem organischen Beschwer—

debild noch nicht einmal BU vorgelegen. Allein danach könne

der Kläger gemäß 5 1276 Abs 1 der Reichsversicherungsordnung
(EVO) in der bis zum 50. Juni 1977 geltenden Fassung (= aF)

nur vom 10. Juni 1977 (Beginn der 27. Woche nach Eintritt

der EU) bis zum 51. Dezember 1977 EU—Rente auf Zeit bean-

spruchen. Außerdem stehe ihm jedoch aufgrund einer nach dem
Erlaß des angefochtenen Urteils eingetretenen psychischen

Erkrankung EU—Rente auf unbestimmte Zeit ab 1. Dezember 1979

zu. Nach den Feststellungen des Sachverständigen Prof.Dr.

K , denen trotz der dagegen erhobenen Einwände der Be-
klagten zu folgen sei, bestehe beim Kläger eine endogene De-

pression im Rückbildungsalter. Der Kläger könne diese Er-

krankung nicht aus eigener Kraft überwinden. Sie könne allen—

falls durch eine konsequente psychiatrische, wenn möglich

, stationäre Behandlung überwunden Werden. Solange sie bestehe,
sei der Kläger nicht in der Lage, auf dem allgemeinen Ar—

beitsmarkt einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, und deshalb
erwerbsunfähig. Der Beginn der endogenen Depression lasse

sich angesichts der Schwierigkeiten der Diagnosestellung

nicht zuverlässig feststellen. Da sie jedoch bei der Unter-
suchung des Klägers vom 5. bis 6. Dezember 1979 bereits be—

standen habe, habe sie spätestens seit November 1979 vorge—
legen. Dem Kläger stehe damit EU—Rente ab 1.Dezember 1979

bis auf weiteres zu. Auf eine Zeitrente von zwei Jahren ent-
sPrechend dem Vorschlag des Sachverständigen Prof.Dr.K
könne er nicht verwiesen werden. Durch die ab 1. Juli 1977

geltende Neufassung des 5 1276 Abs 1 BVG durch das Zwanzigste

Rentenanpassungsgesetz (20. RAG) vom 27. Juni 1977 (BGBl I

S 1040) (im folgenden: 5 1276 Abs 1 BVD nF) seien allerdings
die Anforderungen an die Pr0gnose, daß begründete Aussicht

auf Behebung der BU oder der EU in absehbarer Zeit bestehe,

verringert worden. Zwar genüge auch nach neuem Recht nicht
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die abstrakte Möglichkeit, daß die EU oder BU behoben werden

könne. Vielmehr sei nach wie vor von den individuellen Gegeben-

heiten und somit, wenn wie vorliegend die BU oder EU ausschließ—

lich auf Gesundheitsstörungen heruhe, von der individuellen

Leistungsfähigkeit auszugehen. Bei<derBeurteilung des weite—

ren Verlaufes Spielten jedoch nunmehr objektive Gesichtspunkte

eine wesentliche Rolle. Die Beurteilung habe sich an den all-

gemeinen medizinischen Erfahrungssätzen auszurichten und wei-

ter davon auszugehen, daß sich der Versicherte und die Stellen,

die bei der Behebung der BU oder EU mitzuwirken hätten„ver-

nunft- und pflichtgemäß verhielten. Daher könne dem Kläger die

begehrte Rente nicht schon deshalb auf unbestimmte Zeit zu-

ge8prochen werden, weil bisher weder die Beklagte noch ein

anderer Rehabilitationsträger Schritte zur Behandlung der
psychi$chen Erkrankung unternommen habe. Der Kläger brauche

sich aber deswegen nicht mit einer Zeitrente abzufinden, weil

auch bei sachgerechtem und pflichtgemäßem Verhalten der in

Betracht kommenden Personen und 'Stellen keine begründete

Aussicht auf Heilung der endogenen Depression in absehbarer
Zeit bestehe. Absehbar sei ein Zeitraum von längstens drei

Jahren. Von einer begründeten Aussicht auf Heilung innerhalb

dieses Zeitraums könne nur dann die Rede sein, wenn die Bei-

lung wahrscheinlicher Sei als die Nichtheilung. Das sei hier

nicht der Fall. Der Sachverständige Prof.Dr.K _ bemesse

die Chan0e zur Heilung oder wesentlichen Besserung auf 50 %.
Das reiche nicht aus, weil die Gefahr des Scheiterns der Be-

handlung gleich groß sei. Dem AnsPruch des Klägers auf EU—

Rente für unbestimmte Zeit stehe auch nicht entgegen, daß

nach 5 7 Abs 1 des Gesetzes über die Angleichung der Lei-
stungenzux■Rehabilitation vom 7. August 1974 (BGBl I S 1881;

RehaAnlgG) Rehabilitationsmaßnahmen Vorrang vor der Bewilli-

gung von Renten hätten. Solange Leistungen zur Rehabilita-
tion nicht bewilligt oder gewährt worden seien, dürfe dem

Versicherten die EU-Rente nicht verweigert werden.
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Mit der vom LSG zugelassenen Revision wendet sich die Beklagte

gegen ihre'Verurteilung zur Gewährung einer zeitlich unbe-

grenzten EU-Rente ab 1. Dezember 4979. Sie rügt eine Ver-

letzung des 5 4276 Abs 1 RVGnF. Infolge der Neufassung der
Vorschrift durch das 20. RAG sei die Möglichkeit einer Be—

willigung von Zeitrenten erweitert worden. Die begründete

Aussicht, daß die BUoder EUin absehbarer Zeit "behoben sein
kann", müsse sich nicht auf die tatsächliche Behebung, sondern

nur noch auf die Möglichkeit der Behebungbeziehen. Dies werde
dadurch verständlich, daß der Gesetzgeber in die Neuregelung

ausdrücklich die Fälle einbezogen habe, in denen die BU oder
EU nicht nur auf dem Gesundheitszustand des Berechtigten be—

_ruhe, sondern im Sinne der vom Großen Senat des Buhdessozial—

gerichts (BSG) entwickelten dritten Alternative des Erwerbs—

unfähigkeitsbegriffs auf dem Ausschluß vom Arbeitsmarkt. In

diesen Fällen sei praktisch niemals eine begründete Aussicht

auf Behebung der EU oder EU festzustellen, sondern allenfalls

die Möglichkeit ihrer Behebung. Gleichwohl werde in diesen
Fällen die Gewährung von Zeitrenten geradezu gefordert. Dann
aber müsse auch in den Fällen gesundheitsbedingter BU oder
EU die Möglichkeit ihrer Behebung für die Gewährung einer

Zeitrehte ausreichen. ‘

Die Beklagte beantragt„

das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom

5. Juli 1980 insoweit aufzuheben, als sie (Beklagte) ver—
pflichtet werden ist, dem Kläger ab 1. Dezember 1979
Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit zu gewähren„ und die Bee

rufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts
Freiburg vom 7. September 4978 insoweit zurückzuweisen.-

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.
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Er trägt vor, entgegen der Behauptung der Beklagten sei der

Sachverständige Prof.Dr.K-u nicht davon ausgegangen, daß

die Einschränkung seiner (Klägers) Erwerbsfähigkeit inner—
halb von zwei Jahren behoben werden könne. Er habe die Chancen

für eine erfolgreiche Behandlung lediglich auf 50 vH einge-

schränkt. Bei dieser relativ geringen Heilungschance sei ihm

(Kläger) angesichts seiner Sprachschwierigkeiten und der
besonderen Belastung einer stationären Behandlung in einer

Nervenklinik eine solche Behandlung nicht zumutbar.

II

Die durch Zulassung statthafte Revi$ion der Beklagten ist

zulässig, aber nicht begründet.

Gegenstand des Rechtsstreits in der Revisionsinstanz ist

allein der Anspruch des Klägers auf zeitlich unbefristete

Gewährung der ihm vom LSG für die Zeit ab 1. Dezember 1979

zuerkannten EU-Rente. Nicht mehr im Streit ist hingegen der

weitere An3pruch des Klägers auf Gewährung einer EU—Rente

auf Zeit für den Zeitraum vom 10. Juni bis 51. Dezember 1977.

Das LSG hat insofern die Verurteilung der Beklagten durch

das SG bestätigt. Dagegen wendet sich die Revision nicht.

DieBeklagte begehrt nach ihrem Revisionsantrag eine Auf-

hebung des angefochtenen Urteils lediglich insoweit, als

sie verpflichtet worden ist, dem Kläger ab 1. Dezember 1979

EU—Rente zu gewähren.

Bezüglich dieser Verpflichtung hat der Senat aufgrund der
Revisionsrügen der Beklagten allein zu prüfen, ob dem Kläger
entsprechend der Ansicht des LSG eine zeitlich unbefristete

EU-Rente oder aber lediglich eine EU-Rente auf Zeit zusteht.
Nicht Gegenstand der revisionSgerichtlichen Prüfung und Ent-
scheidung ist hingegen die Frage, ob beim Kläger im November
1979 der Versicherungsfall der EU eingetreten ist. Hiervon

ist vielmehr bei der Entscheidung über die Revision der
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Beklagten auszugehen. Wie der erkennende Senat im Anschluß an
die ständige Rechtsprechung des BSG in seinem Urteil vom
48. Februar 1981 (BSG SozR 2200 5 1276 Nr 5 S 7 mwN) ausge—
führt hat. ist auch bei der Gewährung einer Rente wegen BU

oder EU auf Zeit der Versicherungsfall allein der Eintritt

von BU oder EU. Ob die Voraussetzungen für eine zeitliche Be—

grenzung der deswegen zu gewährenden Rente erfüllt sind, hat

mit dem Versicherungsfall als solchem nichts zu tun. Vielmehr

ist dieser Umstand von Bedeutung allein für die Dauer des sich

aus dem Versicherun@sfall ergebenden Anspruchs. Demgemäß ent-

hält der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers über die

Bewilligung einer Rente wegen BU oder EU auf Zeit mehrere der

Bindung nach 5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) fähige Ver—
fügungssätze. Zunächst hat der Versicherungsträger die Rente

wegen des Eintritts des Versicherungsfalls der Erwerbsunfähig-

keit bewilligt (Entscheidung über die Art der Rente). Zugleich
hat er die Bezugsdauer der Rente begrenzt und damit die den

Versicherten belastende Entscheidung getroffen, daß begrün-

dete Aussicht auf Behebung der BU oder EU bis zum Ende der

Rentenbezugszeit bestehe (Entscheidung über die Dauer der Ren-

te). Wendet sich der Versicherte in einem nachfolgenden Streit-

verfahren mit dem Ad;rag auf zeitlich unbefristete Gewährung

der Rente lediglich gegen deren zeitliche Begrenzung, so ist

die Rechtmäßigkeit des ersten Verfügungssatzes nicht im Streit

und den Gerichten im Ergebnis eine Entscheidung darüber, ob

der Versicherungsfall der EU oder der EU eingetreten ist,

verwehrt.

Dasselbe gilt im vorliegenden Fall. Allerdings hat nicht die

Beklagte einen Bescheid über die Bewilligung einer EU-Rente

aus Anlaß eines im November 4979 eingetretenen Versicherungs—

falles erlassen. Vielmehr ist sie vom LSG zur Gewährung einer
solchen Rente verpflichtet worden. Auch wendet sich vorliegend

nicht der Versicherte gegen eine zeitliche Begrenzung der

Rente. Vielmehr hat das LSG die Beklagte ohne eine solche Be—

grenzung zur Gewährung der Rente verurteilt und demgemäß
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allein die Beklagte Revision eingelegt. Indes kommt dem keine

entscheidende Bedeutung zu. Maßgebend ist, daß die Beklagte
mit ihrer Revision allein ihre Verurteilung zu einer zeitlich

unbefristeten Gewährung der Rente beanstandet. Gegen die Auf-

fassung des LSG hingegen, daß im November 1979 beim Kläger

(erneut) der Versicherungsfall der EU eingetreten sei, richtet

sich die Revision nicht. Das LSG (S 19 des Urteils) hat unter

Zugrundelegung des Gutachtens des Schverständigen Prof.Dr.K r
ausgeführt, der Kläger leide unter einer end0genen Depression.

Er könne diese Erkrankung aus eigener Kraft nicht überwinden.

Hierzu bedürfe es vielmehr einer konsequenten psychatrischen,

wenn möglich stationären Behandlung. Für die Dauer der Erkran—

kung sei der Kläger nicht in der Lage, auf dem allgemeinen

Arbeitsmarkt einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, und deshalb

erwerbsunfähig. Die Bekkigte hat gegen diese tatsächlichen

Feststellungen weder zulässige und begründete Revisionsrügen

vorgebracht (vgl 5 165 SGG) noch gegen die aus ihnen gezogenen
rechtlichen Schlußfolgerungen Einwendungen erhoben. Ihre Re—

visionsbegründung enthält Ausführungen lediglich zur Anwendung

und Auslegung des 5 1276 Abs 1 EVO. Der Senat hat demzufolge
ohne eigene rechtliche Prüfung davon auszugehen, daß der Klä—

ger wegen einer spätestens im November 1979 aufgetretenen

psychischen Erkrankung abermals erwerbsunfähig geworden ist.

Aus Anlaß dieses Versicherungsfalles steht ihm eine EU—Rente

auf unbestimmte Dauer zu. Das hat das LSG zutreffend entschie-

den. Die Voraussetzungen für die Gewährung einer zeitlich

befristeten Rente sind nicht erfüllt.

Nach 5 1276 Abs 1 RVO nF ist, wenn begründete Aussicht besteht,
daß die BU oder EU in absehbarer Zeit behoben sein kann, die

Rente wegen BU oder EU vom Beginn der 27. Woche an, jedoch

nur auf Zeit und längstens für drei Jahre von der Bewilligung

an zu gewähren; dies gilt insbesondere, wenn die EU oder EU

nicht ausschließlich auf dem Gesundheitszustand des Berech—

tigten beruht. Letzter Halbsatz ist mit Wirkung ab1. Juli 1977
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durch das 20. RAG eingefügt worden. Die vorher geltende Fassung

des 5 1276 Abs 1 EVO hat außerdem anstelle der Worte "behoben

sein kann“ die Worte "behoben sein wird" enthalten.

Durch Verwendung des Begriffs "Aussicht" in 5 1276 Abs 1 RVO
wird zum Ausdruck gebracht, daß die Entscheidung über die Be—

willigung einer Rente auf Zeit eine in die Zukunft gerichtete

Pr0gnose über die voraussichtliche Dauer der BU oder der EU er—
fordert (BSGE 22, 278, 283 = SozR Nr 2 zu 5 1276 EVO; BSGE25,
29, 50 = SozR Nr 4 zu 5 1276 EVO; BSG SozR 2200 5 1276 Nr 5

S 8). Diese Prognose ist im allgemeinen aus der Sicht des
Versicherungsträgers im Zeitpunkt der Erteilung des Rentenbe-

scheides zu stellen (BSGE 25, 29, 50 = SozR Nr 4 zu 5 1276

EVO; BSG SozR Nr 7 zu s 1276 EVO 3 Aa 7; BSG SozR 2200 3 1247
Nr 16 S 27; BSG SozR 2200 5 1276 Nr 4 S 4). Dabei ist es dem

Versicherungsträger nicht verwehrt, alle bis zum Zeitpunkt des

Erlasses des Rentenbescheides eingetretenen Umstände zu berück-

sichtigen. Das gilt auch für den Fall, daß bis zu diesem Zeit—

punkt eine zunächst vorhandene BU oder EU des Versicherten

wieder behoben ist. Auch diesen Umstand hat der Versicherungs—

träger zu beachten und gegebenenfalls Rente auf Zeit lediglich
für einen bereits abgelaufeneh Zeitraum zu bewilligen (vgl

BSGE27, 52 f = SozR Nr 6 zu 5 1276 EVO; BSG SozR Nr 7 zu
5 1276 EVO; BSG SozR 2200 5 1276 Nr 5 S 8). Andererseits ist

für die anzustellende Prognose der Zeitpunkt der Erteilung

des Bescheides auch bei dessen rechtlicher Überprüfung in einem

nachfolgenden Streitverfahren maßgebend. Das Gericht hat die

Vorausschau auf den Zeitpunkt der Bescheiderteilung zurückzu-

verlegen und darf nach diesem Zeitpunkt eingetretene Umstände

wie insbesondere eine spätere Behebung der BU oder EU nicht

berücksichtigen (Vgl Urteil des erkennenden Senats in BSG SozR
2200 $ 1276 Nr 5 S 8 mwN). Dies setzt allerdings voraus, daß
der Versicherungsträger aus Anlaß des konkreten Versicherungs-

_falles überhaupt eine (positive oder negative) Entscheidung
über einen sich daraus ergebenden RentenanSpruch getroffen
hat. Das ist nicht der Fall, wenn erst im Verlaufe eines
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Rechtsstreits um die Gewährung von Leistungen anläßlich eines

früheren Versicherungsfalles und somit nach dem Erlaß des
hierüber befindenden Bescheides des Versicherungsträgers ein

neuer Versicherungsfall eingetreten und nunmehr streitig ist,

ob dem Versicherten aus Anlaß dieses neuen und selbständigen

Versicherungsfalles eine Rente auf Dauer oder aber nur auf Zeit

zu gewähren ist. Die hierfür nach 5 4276 Abs 4 EVO erforderliche

Pr0gnose hat der Versicherungsträger weder angestellt noch an-

stellen können. Bei Erteilung seines BeScheides über Leistungen
anläßlich des früheren Versicherungsfalles war der neue Ver—

sicherungsfall noch nicht eingetreten und sein Eintritt nicht

vorhersehbar. Demzufolge kann auch die Prognose nicht aus der
Sicht zum Zeitpunkt der Erteilungdes Bescheides angestellt

werden. Vielmehr kommt es in diesen Fällen auf den Zeitpunkt

der letzten mündlichen Verhandlung vor demjenigen Tatsachen_

gericht an, welches erstmals über Rentenansprüche aufgrund des

neuen Versicherungsfalles entschieden hat. Seine Entscheidung

ist hinsichtlich des nach 5 1276 Abs 1 RVOmaßgebenden Pro-
gnosezéitpunktesder'Erteilung des Bescheides durch den Ver-

sicherungsträger gleichzustellen (vgl auch die Urteile des
4. Senats in BSG SozR Nr 7 zu 5 1276 S Aa ? und SozR 2200

5 1276 Nr 4 s 4, in denen ebenfalls auf den Zeitpunkt der
Entscheidung des Gerichts über die Rentengewährung abge—

stellt wird). Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, daß aus
der Sicht und nach den Verhälntissen zur Zeit der mündlichen

Verhandlung vor dem LSG am 5. Juli 1980 zu beurteilen ist,

ob begründete Aussicht auf Behebung derseitNovember 1979

beim Kläger vorliegenden EU besteht. Der Zeitpunkt der Er-

teilung des Bescheides der Beklagten vom 45. April 1977 ist

insoweit nicht maßgebend. Die Beklagte hat mit diesem Bescheid
ausschließlich über den Antrag des Klägers vom 9. Dezember 1976

auf Gewährung einer Versichertenrente wegen der durch orga-
nische Erkrankungen bedingten Beeinträchtigung seiner Er—
werbsfähigkeit entschieden. Die psychische Erkrankung des

Klägers besteht nach den für den Senat bindenden (% 165 SGG)

tatsächlichen Feststellungen des LSG erst seit November 4979
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und hat somit bei Erteilung des angefochtenen Bescheides

noch nicht vorgelegen. Demgemäß hat die Beklagte eine Pro-

gnosei■■■?die Dauer der hierdurch verursachten EU nicht ge—
stellt und nicht stellen können. Auch während des erstinstanz—

lichen Verfahrens hat über Ansprüche des Klägers aus Anlaß

des neuen Versicherungsfalles noch nicht entschieden werden
können. Es ist durch das Urteil des SG vom 7. September 1978

und somit vor dem Auftreten der psychischen Erkrankung des
Klägers im November 1979 abgeschlossen worden. Die Erkrankung

ist erst während des Berufungsverfahren manifest geworden und
somit erstmals das LSG mit dem Anspruch auf Rente wegen der

durch die psychische Erkrankung verursachten EU befaßt worden.
Hiernach ist die mündliche Verhandlung vor dem BerufungSgericht

am 5. Juli 1980 der maßgebende Zeitpunkt für die Pr0gnose, ob

Aussicht auf Behebung der EU besteht.

Nach 5 1276 Abs 1 RVO muß es sich hierbei um eine "begründete"

Aussicht handeln. In seinem Urteil vom 12. Februar 1981 (BSG
SozR 2200 5 1276 Nr 4 S 5) hat der 4. Senat des BSG au5ge—
sprechen, eine "begründete" Aussicht verlange, daß Gründe vor—
handen seien. Diese müßten, um überprüfbar zu sein, dargelegt

werden. Dem tritt der erkennende Senat bei. Bei der Zuerkennung

einer Rente aungeit hat demnach der Versicherungsträger in
seinem Bescheid bzw das Gericht im Urteil die Gründe für seine

pr0gnostische Erwägung anzugeben, daß die EU oder EU des Ver-

sichertenillabSehbarer Zeit behoben sein könne. Allein durch

die Erfüllung dieses mehr formellen Erfordernisses ist die
Aussicht aber noch nicht "begründet" im Sinne des 5 1276 Abs 1

RVG. Vielmehr müssen die vom Versicherungsträger bzw vom Ge-
richt angegebenen Gründe auch zutreffen. Es reicht nicht aus,

daß die angestellte Pr0gnose begründet worden ist. Sie muß

darüber hinaus auch begründet sein. Die angegebenen Gründe

müssen also vorliegen und die Aussicht auf Behebung der BU

oder EU stützen und rechtfertigen (vgl auch BSG SozR 1500
@ 160 Nr 5 S 6 zum Begriff der "hinreichenden Begründung" im

Sinne des 5 160 Abs 2 Nr 5 sec).
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5 1276 Abs 4 RVGverlangt die begründete Aussicht, daß die BU
oder EU in absehbarer Zeit behoben sein kann (bis 50. Juni

1977: behoben sein wird). Aus der Neufassung der Vorschrift

ist geschlossen worden, als Voraussetzung für die Gewährung

einer Zeitrente anstelle einer Dauerrente reiche nunmehr die

Möglichkeit einer Behebung der BU oder EU aus (Verbandskommen-
tar zur Reichsversicherungsordnung, Viertes und Fünftes Buch,

Stand: Januar 1981, 5 1276, Anm 1a; Zweng-Scheerer, Handbuch

der Rentenversicherung, 2. Aufl, Stand: 1. August 1981, 5 1276,

Anm II 2 A; Arbeitsanweisung in Amthitt der LVA Rheinprovinz

1977, S 585, Ziffer 2; differenzierter Ludwig-DRV 1977, 548,

551). Dem kann der Senat nicht beipflichten. Die Ansicht,
nach 5 1276 Abs 1 RVGnF reiche die Möglichkeit einer Behe—
bung der BU oder EU aus, hebt zu einseitig auf den Begriff

"kann" ab und läßt den Gesamtzusammenhang, in welchem dieser

Begriff verwendet wird, außer Betracht. Bereits der 4. Senat

des BSG hat in seinem Urteil vom 12. Februar 1981 (BSG SozR

2200 5 1276 Nr 4 S 5) darauf hingewiesen, daß trotz der Neu-
fassung des 5 1276 Abs 1 RVO das Erfordernis der "begründeten
Aussicht" bestehen geblieben ist und hierfür ungeachtet der
Bedeutung der Änderung des Wortes "Wird" in “kann" im Rahmen
des Halbsatzes 2 der Vorschrift die bloße Möglichkeit einer

Änderung der Arbeitsmarktlage und/oder des Erhaltes eines ent—
sprechenden Teilzeitarbeitsplatzes nicht ausreicht (zur Ver-
bindung der beiden Begriffe "begründete Aussicht" und "kann"

auch Ludwig, aaO). Dem schließt sich der erkennende Senat
zumindest für den hier gegebenen Fall an, daß für die EU und
damit auch für deren etwaige Behebung ausschließlich der Ge-

sundheitszustand des Versicherten maßgebend ist. In diesem

Falle kann zur Begründung der "Aussicht" auf Behebung der
EU nicht jegliche Möglichkeit einer Wiederherstellung der
Erwerbsfähigkeit durch Heilung oder Besserung des Gesund—

heitszustandes ohne Rücksicht darauf, ob die Erfolgschancen

100 % oder aber nur 1 % betragen, genügen. Dies würde zu
dem Ergebnis führen, daß Versichertenrenten auf Dauer praktisch

nur noch unheilbar Erkrankten gewährt werden dürften und in
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allen anderen Fällen der gesundheitsbedingten Beeinträchtigung

der Erwerbsfähigkeit selbst bei der geringsten und entfern-

testen Chance auf Heilung oder Besserung des Gesundheitszu-

standes lediglich die Gewährung einer Zeitrente mit der Kon—

sequenz eines Leistungsbeginns erst ab der 27. Woche nach Ein—

tritt des Versicherungsfalles in Betracht käme. Ein solches

Ergebnis würde das elementare Prinzip des rentenversicherungs-

rechtlichen Leistungsrechts, daß die grundsätzlich vom Beginn

des Monats nach Eintritt des Versicherungsfalls (vgl 5 1290
Abs 1 Satz 1 und Abs 2 EVO) zu gewährende Dauerrente die Regel

und demgegenüber die erst mit der 27. Woche nach Eintritt des

Versicherungsfalles beginnende Zeitrente die Ausnahmeist (vgl
BSG SozR Nr 5‘zu % 1276 EVO S Aa 4), in sein genaues Gegenteil

verkehren. Daß der Gesetzgeber mit der Neufassung des 5 1276

Abs 1 BVG eine so tiefgreifende Änderung des Leistungsrechts
hat vornehmen wollen, kann nicht angenommen werden. Das muß

um so mehr gelten,als den Motiven zum 20. RAG nicht zu ent—

nehmen ist, welche Gründe für die Ersetzung des Wortes "wird"
durch das Wort "kann" in 5 1276 Abs 1 Halbsatz 1 BVG maßge—

bend gewesen sind. Unter Berücksichtigung dieser GesichtsPunkte

ist dem Berufungsgericht jedenfalls darin zuzustimmen, daß es
die bloße Möglichkeit einer Behebung der BU oder EU als Voraus-

setzung der Bewilligung einer Rente auf Zeit nicht hat genügen

lassen.

Damit allein ist allerdings noch nichts für die Frage gewonnen,

welchen Grad von Gewißheit eine künftige Behebung der BU oder
EU haben muß. Indes läßt sich diese Frage aus einem anderen
Zusammenhang lösen. Wie insbesondere im Urteil des 12. Senats

vom 12. Dezember 1968 (BSG SozR Nr 15 zu 5 1241 RVO) hervorge—

hoben worden ist, ist der Zweck der gesetzlichen Regelung
über Zeitrenten derselbe wie bei Maßnahmen zur Rehabilitation.

Mit der Zeitrente soll verhindert werden, daß sich der Be—

rechtigte an ein "Rentendenken" gewöhnt, und deutlich gemacht

werden, daß er noch nicht zum Kreis der eigentlichen Rentner

gehört (vgl auch BSGE 25, 135, 155 = SozR Nr 10 zu 5 1286 EVO).

_ 44 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 14 _

Sinn und Zweck der Zeitrente ist die baldige Wiedereingliederung

des Versicherten in das Erwerbsleben (BSGE, 25, 29, 50 = SozR

Nr 4 zu 5 1276 EVO). Demselben Ziel dienen Maßnahmen zur Reha—

‚bilitation. Demgemäß ist es gerechtfertigt, zur Auslegung

der Begriffe "begründete Aussicht" und "kann" auf ähnlich

lautende Vorschriften des Rehabilitationrechts zurückzu-

greifen. Eine solche ähnlich lautende Vorschrift findet sich

in 5 1256 Abs 1 Satz 1 RVO (hier maßgebend in der bis zum
51. De2ember 1981 geltenden Fassung; vgl nunmehr die Neufassung

der Vorschrift durch Art 9 Nr 4 Buchst a des 2. Haushalts-

strukturgesetzes -2.HStruktG- vom 22. Dezember 1981; BGBl I
S 1525). Hiernach gehört es zu den leistungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Gewährung einer Leistung zur Rehabilitation

bzw - wie der erkennende Senat mehrfach verdeutlicht hat (vgl

ua BSGE48, 74, 76 = SozR 2200 5 1257a nr 6 s 8; BSGE50,
156, 158 = SozR 2200 5 1257 Nr 15 S 20) - genauer gesagt zu
den Voraussetzungen, um eine Leistung überhaupt als eine
solche zur Rehabilitation qualifizieren zu können, daß die

Erwerbsfähigkeit des Versicherten voraussichtlich erhalten,

wesentlich gebessert oder wiederhergestellt werden kann.
Die Vorschrift erfordert damit ebenso wie 5 1276 Abs 1 RVO

die Prognose ("voraussichtlich"), daß ein bestimmter Zustand

erreicht werden "kann". Daß zur Erfüllung dieser Vorausset-

zung die bloße und jede noch so entfernt liegende Möglichkeit

einer Erhaltung, wesentlichen Besserung oder Wiederherstel-

lung der Erwerbsfähigkeit genügt, wird von keiner Seite an—

genommen. Vielmehr müssen nach allgemeiner Ansicht die Maß-
nahmen erfolgver5prechend sein (Verbandskommentar, aaO,

@ 1256, Anm 7). Das sind sie dann, wenn es nach den besonderen
Umständen des EinZelfalles unter Berücksichtigung insbeson—
dere des Leidens des Versicherten, seiner persönlichen Ver-

hältnisse und seiner Bereitschaft zur Mitwirkung wahrschein—

lich ist, daß die Maßnahmezur Erhaltung, wesentlichen Besse—
rung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit führen wird
(Zweng—Scheerer, aaO, % 1256, Anm I B; Brackmann, Handbuch

der Sozialversicherung, 9. Aufl, Band III, 45. Nachtrag,
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S 664 u I). Demnach muß im Rahmen des 5 1256 Abs 1 Satz 1

RVG der Erfolg der Maßnahme wahrscheinlich sein. Für die Be-

hebung der BU oder EU als Voraussetzung der Gewährung einer

zeitlich begrenzten Rente gemäß 5 1276 Abs 1 BVD kann nichts
anderes gelten. Dafür, daß hinsichtlich dieser Voraussetzungeih

geringerer Grad der Gewißheit erforderlich und ausreichend

ist als im Rahmen des 5 1256 Abs 1 Satz 1 RVG, bestehen weder
hinreichende Anhaltspunkte noch überzeugende Gründe. Im Gegen-

teil muß bereits der Umstand, daß 5 1256 Abs 1 Satz 1 und
5 1276 Abs 1 RVO gleichermaßen die Pr0gnose erfordern, daß
ein bestimmter Zustand erreicht werden "kann", dazu führen,

daß auch der Grad der Gewißheit hinsichtlich dieser Pr0gnose

nach beiden Vorschriften derselbe ist. Das ist vom Ergebnis

her ebenfalls gerechtfertigt. Innerhalb des 5 1256 Abs 1 RVO
reicht die bloße Möglichkeit einer Erhaltung, wesentlichen

Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit nicht

aus, um eine vom Versicherten begehrte Maßnahme als solche

zur Rehabilitation ansehen zu können. Vielmehr bedarf es dazu

der Wahrscheinlichkeit. Das bedeutet gegenüber dem Fall, daß

schon die_Möglichkeit ausreichen würde, eine Erschwernis der

leistungsrechtlichen Voraussetzungen zuLasten des Versicher-

ten. Dann aber ist es gerechtfertigt, diese Erschwernis

- Wahrscheinlichkeit anstelle einer bloßen Möglichkeit - im

Rahmen des 5 1276 Abs 1 RVG auch zu seinen Gunsten gelten zu
lassen. Es wäre eine‚sachlich nicht zu rechtfertigende Privi—

legierung des Versicherungsträgers, einerseits die leistungs-

rechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung einer Maßnahme

zur Rehabilitation erst dann als erfüllt anzusehen, wenn der

Erfolg der Maßnahme wahrscheinlich ist, andererseits ihn aber

schon dann für berechtigt zur Gewährung lediglich einer zeit-
lich begrenzten Rente zu halten, wenn die Behebung der BU oder

EU bloß möglich ist. Das würde der bereits erwähnten gemein—

samen Zwecksetzung der Zeitrenten und der Maßnahmen zur Re—

habilitation widersprechen und überdies mit dem Grundsatz der

Einheitlichkeit der Rechtsordnung schwerlich zu vereinbaren

sein.
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Nach alledem besteht im Sinne des 5 4276 Abs 4 EVO die Aus-
SiChta daß die BU oder EU des Versicherten in absehbarer Zeit
behoben sein kann, nur dann, wenn innerhalb eines Zeitraums

von drei Jahren ab Rentenbewilligung (Verbandskommentar, aaO,

5 4276, Anm ?; Eicher/Haase/Rauschenbach, Die Rentenversiche-

rung der Arbeiter und der Angestellten, 6. Aufl 4978, 5 4276,

Anm 5) die Behebung der BU oder EU wahrscheinlich ist. Wahr-
scheinlich ist diejenige Möglichkeit, der nach sachgerechter

und vernünftiger Abwägung aller wesentlichen Umstände gegen-
über jeder anderen Möglichkeit ein deutliches Übergewicht

zukommt; es muß sich unter Würdigung des Ergebnisses der
Sachaufklärung ein solcher Grad von Wahrscheinliohkeit er-
geben, daß ernste Zweifel hinsichtlich einer anderen Möglich-

keit ausscheiden (Vgl BBGE 52, 205, 209 = SozR Nr 45 zu
5 4265 EVOaF; BSG45, 4, 9 f = SozR 5900 5 40 Nr 9 s 28;
BSGE45, 285, 286 = SozR 2200 5 548 Nr 38 s 404).

Diesem Ergebnis der Auslegung des 5 4276 Abs 4 Halbsatz 4
RVG läßt sich nicht entgegenhalten, daß die Neufassung der

Vorschrift, wenn sie eine Änderung ihres Inhaltes und nicht
nur ihrer Formulierung darstellen solle, allein die Bedeu—

tung haben könne, daß seit Geltung der Neufassung eine Aus-

sicht auf die Möglichkeit der Behebung der BU oder EU genüge
(so Zweng—Scheerer, aaO, % 4276, Anm II 2 A; Verbandskommen-

itar, aaO @ 4276, Anm 4 a). Dieser Schluß ist nicht zwingend.
Den Motiven zum 20. RAG ist - wie erwähnt - nicht zu ent-
nehmen, welche Gründe den Gesetdeber zur Ersetzung des
Wortes "wird" durch das Wort "kann" in 5 4276 Abs 4 Halbsatz 4

EVO veranlaßt haben. Das läßt schon die Möglichkeit einer

- eventuell 30gar versehentlichen - Änderung allein der
Formulierung ohne gleichzeitige Änderung des sachlichen Ge-

haltes der Norm nicht von vornherein als au3geschlossen er-
scheinen. Aber selbst unterstellt, der Gesetzgeber habe eine

sachliche Änderung der Vorschrift vornehmen wollen, so braucht
diese nicht darauf gerichtet gewesen zu sein, daß nunmehr die

Möglichkeit einer Behebung der BU oder EU ausreichen soll.
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Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen des Senats zur
Auslegung des 5 4276 Abs 1 Halbsatz 4 RVOliegt es näher, daß
der Gesetzgeber die Vorschrift durch ihre Neufassung dem
Wortlaut des 5 1256 Abs 1 Satz 1 RVGhat angleichen und damit

zum Ausdruck bringen wollen, daß die Behebung der BU oder
EU als Voraussetzung für die Gewährung einer Zeitrente wahr—

scheinlich sein muß. Überdies kann entsprechend der Ansicht

des Berufungsgerichts (S 22 des angefochtenen Urteils) mit

der Änderung des @1276 Abs 4 Halbsatz 4 BVGin Fällen, in
denen die BU oder EU ausschließlich auf Gesundheitsstörungen

beruht, auch bezweckt werden sein, neben der individuellen

Leistungsfähigkeit des Versicherten bei der Beurteilung des

weiteren Verlaufes auch objektiven Gesichtspunkten wie allge-

meinen medizinischen Erfahrung55ätzen und vernunft— und

pflichtgemäßem Verhalten des Versicherten und der Leistungs—

träger ein stärkeres Gewicht beizulegen. Das mag im einzel-

nen auf sich beruhen. Jedenfalls kann nicht allein aus der
Tatsache der Änderung des 5 4276 Abs 4 Halbsatz 4 RVG ohne

Rücksicht auf Sinn und Zweck der Vorschrift und ihren syste-

matischen Zusammenhang hergeleitet werden, daß nunmehr als

Voraussetzung der Bewilligung einer Zeitrente die Möglichkeit

einer Behebung der BU oder EU in absehbarer Zeit ausreicht.

Dies muß vielmehr wahrscheinlich sein. Diese Wahrscheinlich—

keit ist auf der Grundlage der von der Beklagten nicht mit

Revisionsrügen angegriffenen Feststellungen des LSG nicht

gegeben. Danach beträgt die Chance, die psychische Erkrankung

des Klägers zu heilen oder wesentlich zu bessern und damit

seine Erwerbsunfähigkeit zu beheben, 50 %. Einer Heilungs-
chance dieses Umfanges kommt gegenüber der Möglichkeit eines

Fortbestandes der Erkrankung und damit der Erwerbsunfähig-

keit des Klägers nicht ein deutliches Übergewicht zu.
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Das Urteil des LSG trifft
zu. Dies führt zur Zurückweisung

der Revision der Beklagten.

DieKostenentscheiduxigberuhtauf s 195Abs" see.
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